
Planung

1 SO 1  in B-Plan 12 A

2 SO 2  in B-Plan 12 A

3 SO 3  in B-Plan 12 A

4 SO Imbiss/Personalwhg/Sanitärgeb. entfällt

5 SO Kiosk/Personalwhg./Sanitägeb. entfällt

6 SO Sanitärgeb./Personalwhg. entfällt

7 SO Restaurant/Verwaltung                  GR max. 600 m² GF max. 1800 m² II o

7a so Sanitär/Campingempfang/Kiosk GR max. 300 m² GF max. 500 m² II o

8 SO Badeaufsicht (DLRG) GR max. 30 m² I o

9 SO Sauna GR max. 150 m² I o

10 SO Sanitärgebäude GR max. 250 m² I o

11 SO Platzwart/Wirtschaftsgebäude GR max. 250 m² I o

12 SO Sanitärgebäude (Container) entfällt I o

13 SO Sanitärgebäude GR max. 250 m² I o

14 SO Sanitärgebäude GR max. 250 m² I o

15 SO Sanitärgebäude GR max. 300 m² I o

16 SO Sanitärgebäude GR max. 350 m² I o

17 SO Sanitärgebäude, neu GR max. 150 m² I o

18 SO Sanitärgebäude GR max. 350 m² I o

19 SO Kiosk/Restaurant                       GR max. 400 m²/GF max. 600 m² II o

20 SO Badeaufsicht  GR max.   30 m² I o

21 SO entfällt

22 SO Abstellraum, WC GR max.   10 m² I o

23 SO Geräteraum/Abstellraum, neu GR max. 150 m² I o

24 SO Sanitärgebäude GR max. 150 m² I o

25 SO Abstellraum, WC GR max.   25 m² I o

FESTSETZUNGEN FÜR DIE ÜBERBAUBAREN GRUND- UND GESCHOSSFLÄCHEN
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M1

SOs

Bindung für die Erhaltung von Bäumen

M1

M2

Die  Gemeindevertretung  hat die vorgebrachten Anregungen sowie die Stellungnahmen der beteiligten Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange am  ....................................  geprüft.  Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

TEIL B TEXTPLANZEICHENERKLÄRUNG

Güster, den  

12

Güster, den

11

   Bürgermeister(L.S.)

13

2

Güster, den

Die  Bebauungsplansatzung,  bestehend  aus  der  Planzeichnung  (Teil A)  und  dem  Text  (Teil B),  wird

hiermit ausgefertigt und ist bekanntzumachen.

Der Beschluss des Bebauungsplanes durch die Gemeindevertretung und die Stelle, bei der der Plan auf 

Dauer während der Sprechstunden von allen Interessierten eingesehen werden kann und über den Inhalt 

Auskunft zu erhalten ist, wurden vom  ................................  bis  .................................  ortsüblich 

bekanntgemacht. In der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens- und 

Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 

Abs. 2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche geltend zu machen und das Erlöschen 

dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde 

ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin am  ...................................  in Kraft getreten. 

10

  Bürgermeister(L.S.)

Güster, den

   Bürgermeister(L.S.)

(L.S.)   Bürgermeister

Die  Gemeindevertretung  hat  den  Bebauungsplan,  bestehend  aus  der  Planzeichnung  (Teil A) und 

dem Text (Teil B), am  ....................................  als Satzung beschlossen und die Begründung durch 

(einfachen) Beschluss gebilligt.

Güster, den  

Güster, den

FESTSETZUNGEN

ST

PRIV. / ÖFF.

Badeinsel

TEIL B TEXT

Ort, Datum, Siegelabdruck 

Güster, den

Güster, den

VERFAHRENSVERMERKE

§ 9 Abs. 7 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 1  BauGB

§ 10 BauNVO

8

                           Öffentlich best. Vermessungs-Ingenieur

Der  katastermäßige  Bestand  am  .................................  sowie die geometrischen Festlegungen der neuen

städtebaulichen Planung werden als richtig bescheinigt.

7

Wasserflächen § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB

Sonstige Sondergebiete
hier: Sportboothafen § 11 BauNVO

§ 9 Abs. 1 Nr. 1  BauGB§ 9 Abs. 1 Nr. 1  BauGB

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für 
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Hinweise :

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.1.1990(BGBl. I S. 132), 
in der zuletzt geänderten Fassung.
Darstellung des Planinhaltes nach der Planzeichenverordnung 1990 vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58).

Hinweise :

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.1.1990(BGBl. I S. 132), 
in der zuletzt geänderten Fassung.
Darstellung des Planinhaltes nach der Planzeichenverordnung 1990 vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58).

TEIL B TEXTPLANZEICHENERKLÄRUNG

5

4

3

Güster, den  

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze

SO

FESTSETZUNGEN

§ 9 Abs. 7 BauGBGrenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes

Sondergebiete, die der Erholung dienen
Zweckbestimmung: z.B. Sanitärgebäude

§ 9 Abs. 1 Nr. 1  BauGB

§ 10 BauNVO

Badeplatz

ST § 9 Abs. 1 Nr. 4 + 22 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 15  BauGB

Privat / öffentlich

Badeinsel

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende 
Fläche,zugunsten Anlieger, Ver- und Entsorgungs- 
unternehmen

Grünfläche

PRIV. / ÖFF.

Zeltplatz / Sommer- und Kurzcamping

Spielplatz

Badeinsel

Wasserflächen § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB

TEIL B TEXT

Aufgestellt  aufgrund  des  Aufstellungsbeschlusses  der  Gemeindevertretung  vom  ......................... .

Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck in den Lübecker 

Nachrichten am .........................  erfolgt.

VERFAHRENSVERMERKE

§ 9 Abs. 7 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 1  BauGB

§ 10 BauNVO

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB
Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

§ 9 Abs. 1 Nr. 21  BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 15  BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 15  BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 15  BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 15  BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 15  BauGB

SATZUNG   DER   GEMEINDE 

GÜSTER       ÜBER          DEN

BEBAUUNGSPLAN     NR.  12

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

SOs

§ 9 Abs. 1 Nr. 1  BauGB

Sonstige Sondergebiete
hier: Sportboothafen § 11 BauNVO

§ 9 Abs. 1 Nr. 1  BauGB

I Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

§ 9 Abs. 1 Nr. 1  BauGB

Schilf und Röhricht

Gehölz

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für 
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

GEH

SR

1

9

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde nach der öffentlichen Auslegung geändert. Der Entwurf des 

Bebauungsplanes wurde erneut den beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, mit Schreiben 

vom  .................., zur Stellungnahme vorgelegt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde nach der öffentlichen Auslegung geändert. Der Entwurf des 

Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie die Begründung 

haben in der Zeit vom  .....................  bis  ........................... während der Dienststunden erneut öffentlich 

ausgelegen. (Dabei wurde bestimmt, dass Anregungen nur zu den geänderten und ergänzten Teilen vorge- 

bracht werden konnten). Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Anregungen während der 

Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift geltend gemacht werden können, 

am  ...........................  in den Lübecker Nachrichten ortsüblich bekannt gemacht.

6 Die Beteiligung der berührten Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB wurden 

mit Schreiben vom  ......................  durchgeführt.

Anpflanzung von Einzelbäumen

weitere Maßnahmen zur textlichen Festsetzung
im Bebauungsplan

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

DARSTELLUNG OHNE NORMENCHARAKTER
vorhandene bauliche Anlage

a b c

DARSTELLUNG OHNE NORMENCHARAKTER
vorhandene bauliche Anlage a) Wohngebäude

b) Nebengebäude
c) Überdachunga b c

a) Wohngebäude
b) Nebengebäude
c) Überdachung

Flurgrenze

Flurstücksbezeichnung

Brücke

Feuerlöscher

Abfallsammelstelle

Böschung

42
 1

F

A

Flurgrenze

Flurstücksbezeichnung

Brücke

Feuerlöscher

Abfallsammelstelle

Böschung

42
 1

F

A

überbaubare Flächen mit Festsetzungen 
(Nr. 1-25)

BEBAUUNGSPLAN     NR.  12
DER   GEMEINDE     GÜSTER

M. 1 : 2000

TEIL A  PLANZEICHNUNG

SOs

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGBAbfall

Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Geh

29 
31

SO
Campingplatzgebiet

B

B

Priv
Geh

§ 30

§ 30

§ 30

§ 30

Schleusen Kamp

Geh

B

Campingplatzgebiet
Bereich A/Bereich B

GEBIET:     FLÄCHENNUTZUNGSPLAN TEILÄNDERUNGS-      

                     BEREICHE 4 + 5,

                     CAMPINGPLATZ WESTLICH UND NÖRDLICH        

                     DES ELBE-LÜBECK-KANALS,

                     ÖSTLICH UND WESTLICH DER STRASSE              

                     "AM MOORWEG"
Der  Entwurf  des  Bebauungsplanes,  bestehend  aus der  Planzeichnung  (Teil A) und  dem Text (Teil B),

sowie die Begründung  haben in der Zeit vom  ..........................  bis zum  ..............................  während 

der Dienststunden nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit dem 

Hinweis, dass Anregungen während der Auslegungsfrist von Jedermann schriftlich oder zur 

Niederschrift geltend gemacht werden können, in den Lübecker Nachrichten am  ...............................        

 ortsüblich bekannt gemacht.

M5

B

27
 2

A

Badeinsel

Geh

Priv

A B

ARCHITEKT+PLANER HANS-JÖRG JOHANNSEN

Bornweg 13  
21521 Dassendorf

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches sowie nach § 84 der Landesbauordnung wird nach 

Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom              folgende Satzung über den 

Bebauungsplan Nr. 12, für das Gebiet : 

          

                        Flächennutzungsplan Teiländerungsbereiche 4 + 5,

                        Campingplatz westlich und nördlich des Elbe-Lübeck-Kanals,

                        östlich und westlich der Straße "Am Moorweg"

bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) erlassen.

Differenzierte Festsetzungen über die Art der baullichen Nutzung 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit der Landesverordnung über 
Camping- und Wochenendplätze vom 13. Juli 2010

1.00

Die  Gemeindevertretung  hat  am  ...........................  den  Entwurf  des Bebauungsplanes mit 

Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt. 
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SO
Campingplatzgebiet

B

SO - Campingplatzgebiet Bereich A

Auf den Sondergebietsflächen SO-Campingplatzgebiet, Bereich A, sind Wohnwagen, Zelte und Campinghäuser 
zulässig. Es sind Zelte, Klappanhänger und Wohnanhänger, die ortsveränderlich sind und zum Verkehr auf 
öffentlichen Straßen zugelassen werden können, motorisierte Wohnfahrzeuge (Wohnmobile), Wohnanhänger, die 
nicht jederzeit zum Verkehr auf öffentlichen Straßen zugelassen werden können sowie Wochenendplätze mit 
Campinghäusern und nicht jederzeit ortsveränderlich aufgestellten Wohnwagen, Wohnmobile und Mobilheime 
zulässig. Es sind Standplätze und Aufstellplätze zulässig.

SO - Campingplatzgebiet Bereich B

Auf den Sondergebietsflächen SO-Campingplatzgebiet, Bereich B, sind Wohnwagen und Zelte zulässig. Es sind 
Zelte, Klappanhänger und Wohnanhänger, die ortsveränderlich sind und zum Verkehr auf öffentlichen Straßen 
zugelassen werden können, motorisierte Wohnfahrzeuge (Wohnmobile), Wohnanhänger, die nicht jederzeit zum 
Verkehr auf öffentlichen Straßen zugelassen werden können, zulässig. Es sind Standplätze zulässig.
Campinghäuser sind unzulässig.

§ 9 Abs. 1 Nr. 2  BauGB

1.10

1.20

Straßenverkehrsfläche

Die  frühzeitige  Beteiligung der Öffentlichkeit  nach  §  3  Abs. 1 Satz 1 BauGB  wurde in der Zeit vom 

...........................  bis ......................  durchgeführt.  

Die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden nach § 4 Abs. 1 BauGB  mit 

Schreiben vom .......................  zu einer Stellungnahme aufgefordert.

Öffentliche Parkfläche § 9 Abs. 1 Nr. 11  BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 11  BauGB

Straßenbegrenzungslinie § 9 Abs. 1 Nr. 11  BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 1  BauGBGrundfläche maximal 150 m²GR max 150 m²
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§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 2  BauGBBaugrenze

3.00

3.10

Örtliche Bauvorschriften (§ 84 LBO)

Sockelhöhen

Firsthöhen

3.20

Sockelhöhen

Für die Gebäude im Bereich Nr. 7 + 19

Firsthöhe

Für die Gebäude 7a, 9 - 18 und 21- 25

Überschreitung von Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Ein Vortreten von untergeordneten Gebäudeteilen wie Erker, Windfänge, Trennwände, Sichtschutzwände, 
Vordächer, Balkone, Terrassen und Terrassenumgrenzungen ist bis zu 2,00 m von den festgesetzten 
Baugrenzen zulässig.

Der Genehmigungsvorbehalt erstreckt sich, nach § 22 Abs. 1, auf die Begründung oder Teilung von

Genehmigungsvorbehalt (§ 22 Abs. 1 BauGB)

- Wohnungseigentum (§ 1 Abs. 2 WEG)
- Teileigentum (§ 1 Abs. 3 WEG)
- Wohnungs- und Teilerbaurechten (§ 30 WEG)
- Dauerwohnrechten und Dauernutzungsrechten (§ 31 WEG)

3.00

4.00

Bodenschutzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Teilversiegelte Ausführung von Wegeflächen und Stellplätzen

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Naturnahe Gestaltung der Grünflächen

Versickerung von unbelastetem Dachflächenwasser

Die vorhandenen Röhrichtsäume am Ufer sind dauerhaft zu erhalten. Es ist nicht zulässig, die Röhrichtbestände
 zurückzuschneiden, mit Booten zu befahren oder durch bauliche Anlagen oder Befestigungen zu zerstören.

Maßnahmen zum Schutz des Wasserhaushaltes 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Gestaltungsmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a/b BauGB)

Maßnahmen zur Standplatzdurchgrünung

Die festgesetzten Grünflächen sind naturnah zu gestalten und extensiv zu unterhalten. Bepflanzungen sollen mit 
standort- und gebietsheimischen Laubgehölzen erfolgen.

Alle Wegeflächen, mit Ausnahme des Hauptweges, und die Stellplätze für parkende Fahrzeuge sind teil- 
versiegelt auszuführen (wassergebundene Wegedecke, großfugiges Pflaster, Rasengittersteine oder 
Schotterrasen).

Die im Bereich der Maßnahmenfläche M 3 vorhandenen Hochstaudenfluren und Gehölzbestände sind dauerhaft der 
Sukzession zu überlassen und nicht zu nutzen. Vorhandene Trampelpfade sind zu entfernen. Der Bereich ist dauerhaft 
nur für Zwecke des Naturschutzes zu nutzen.

Das unbelastete Regenwasser von den Dachflächen der Gebäude ist auf dem eigenen Grundstück zu versickern.

In den Maßnahmenflächen der Uferzone 1 ist der Schutz der naturnahen Uferbereiche zu gewährleisten. Innerhalb der
 so gekennzeichneten Bereiche darf mit Wasserfahrzeugen nicht gefahren werden.
Einzelbootsliegeplätze sowie Maßnahmen zur künstlichen Ufersicherung sind nicht zulässig.

Der Nadelholzbestand im Bereich der Maßnahmenfläche M 5 ist zu roden. An seiner Stelle ist ein Laubge- 
hölzbestand aus Arten der potenziell natürlichen Vegetation anzupflanzen, naturnah zu entwickeln und dauerhaft 
zu erhalten.

Innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen ist eine flächenhafte und dichte Bepflanzung aus standort- und gebietsheimischen Laubgehölzen 
(gemäß unten aufgeführter Pflanzenliste) anzulegen, durch fachgerechte Pflege zu entwickeln und dauerhaft zu 
erhalten. Bei ihrem natürlichen Abgang sind die Gehölze zu ersetzen.

Acer campestre

Acer campestre

Betula pendula

Betula pubescens

Corylus avellanna

Corylus monogyna

Fagus sylvatica

Fraxinus excelsior

Ilex aquifolium

Lonicera periclymenum

Pinus sylvestris

Prunus avium

Prunus padus

Prunus spinosa

Pyrus communis

Quercus petraea

Quercus robur

Rosa canina

Rosa rubiginosa

Rubus idaeus

Rhamnus frangula

Salix alba

Salix caprea

Salix cinerea

Salix repens

Sambucus nigra

Sorbus aucuparia

Tilia cordata

Wilde Birne

Trauben-Eiche

Stiel-Eiche

Hunds-Rose

Echte Weinrose

Himbeere

Gemeiner Faulbaum

Silber-Weide

Sal-Weide

Grau-Weide

Kriechweide

Schwarzer Holunder

Eberesche

Winterlinde

Feld-Ahorn

Berg-Ahorn

Sand-Birke

Moor-Birke

Hasel

Eingriffeliger Weißdorn

Rotbuche

Esche

Stechpalme

Wald-Geißblatt

Wald-Kiefer

Vogel-Kirsche

Traubenkirsche

Schlehe

5.00

6.00

7.00

Bindungen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

9.00

Neupflanzung von Bäumen

Anpflanzung von Gehölzstreifen und Böschungen

Die Sockelhöhen aller baulichen Anlagen (Sockelhöhe = Oberkante Erdgeschossfußboden der baulichen 
Anlagen) dürfen höchstens 0,50 m über der vorhandenen mittleren Höhe des angrenzenden Geländes liegen. 

Die Firsthöhen aller baulichen Anlagen dürfen höchstens 9,00 m über der vorhandenen mittleren Höhe des 
angrenzenden Geländes liegen. 

Im westlichen wasserseitigen Bereich der überbaubaren Fläche sind Sockelhöhen von max. 1,50  über mittlerem
 Pegel des Wasserstandes zulässig. 

Die Firsthöhe darf eine Höhe von 13,50 m, gemessen über mittlerem Pegel  des Wasserstandes nicht 
überschreiten.

Vorrangzone für den NaturschutzM1

Priv

Die Uferrandstreifen sind gemäß dem öffentlich-rechtlichen Vertrag mit dem Kreis naturnah zu gestalten und 
extensiv zu pflegen. Aufschüttungen, Gartengerätehäuschen oder -zelte, ortsfeste Tische und Bänke, 
Hollywoodschaukeln, Pavillions, Fahnenmaste, Lampenmaste, SAT-Schüsseln, Bodenversiegelung durch 
Platten oder Holzbeläge, Außenkamine, Zäune, Sichtschutzelemente, Pergolen, künstliche 
Böschungsbefestigungen und sonstige bauliche Anlagen sowie andere Beeinträchtigungen, die einer extensiven 
Nutzung des Uferrandstreifens entgegenstehen, z. B. Anpflanzungen mit nicht heimischen Arten, sind auf den 
Uferrandstreifen unzulässig.

Vorhandene, als Abgrenzung zwischen den Standplätzen dienende Sichtschutzwände und Palisaden sind zu 
entfernen. Die Abgrenzung zwischen den Standplätzen darf nur durch Pflanzen und Gehölze hergestellt werden. 
Dabei sind nur standort- und gebietsheimische Laubgehölze zu verwenden. Vorhandene Nadelbäume sind durch 
standort- und gebietsheimische Laubbaumarten zu ersetzen. Vorhandene Laubbäume sind zu erhalten und zu 
entwickeln.

An den in der Planzeichnung dargestellten Standorten sind hochstämmige, standort- und gebietsheimische 
Laubbäume (gemäß unten aufgeführter Pflanzenliste) in der Mindestqualität Hochstamm, 3 x verpflanzt, 
Stammumfang 18-20 cm zu pflanzen. Im Kronenbereich der Bäume ist jeweils eine mindestens 10 m² große
 Pflanzfläche offen zu halten und zu begrünen. Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang ist 
frühzeitig für gleichartigen Ersatz zu sorgen.

Stiel -Eiche                           Quercus robur

Esche                                    Fraxinus excelsior

Berg-Ahorn                            Acer pseudoplatanus

Die mit einem Erhaltungsgebot gekennzeichneten, mit Gehölzen bewachsenen Uferböschungen und sonstige 
Gehölzbestände (Einzelbäume, Baumgruppen, flächige Gehölzbestände) sind dauerhaft zu erhalten. Sie sind 
der natürlichen Eigenentwicklung zu überlassen und bleiben ohne Nutzung. Nicht heimische und nicht 
standortgerechte Gehölze, vor allem Nadelgehölze, sind zu entnehmen und durch landschaftstypische, 
standortgerechte, einheimische Bäume und Sträucher zu ersetzen. Bei lückigen Beständen auf den 
Böschungen sind die vorhandenen heimischen Laubgehölze zu erhalten und ergänzend Pflanzungen von 
heimischen Laubgehölzen vorzunehmen.

Die vorhandenen Knicks sind dauerhaft zu erhalten. Beim natürlichen Abgang von Knickgehölzen ist für
 Ersatz zu sorgen. Vorhandene, lückige oder degenerierte Knicks sind fachgerecht durch Aufsetzen des
 Walls und durch Nachpflanzen von standort- und gebietsheimischen Laubgehölzen zu sanieren. Ein 
Schneiden des Knicks als "Hecke" ist nicht zulässig.

Erhaltungsgebot für Röhrichtsäume

Entwicklung der Uferrandstreifen

10.00

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft   (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

8.00

Vorrangzone für den Naturschutz - Uferzone 1 (M 1)

Bindungen für Bepflanzung und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

Erhaltungsgebot für Knicks

Erhaltungsgebot für Gehölzbestände, Einzelbäume und Baumgruppen

Aufwertung des Kleingewässerbiotops (M 2)

Naturnahe Entwicklung der Hochstaudenflur mit Sukzessionsgehölzen (M 3)

Natürliche Entwicklung des Laubgehölzbestandes (M 4)

Der Laubgehölzbestand ist der natürlichen Entwicklung zu überlassen. Vorhandene Trampelpfade sind zu 
entfernen. der Bereich ist dauerhaft nur für Zwecke des Naturschutzes zu nutzen.

Umbau Nadelholzbestand (M 5)

Das in der Maßnahmenfläche M 2 befindliche Kleingewässer ist dauerhaft zu schützen und naturnah als 
Lebensraum standorttypischer Tier- und Pflanzenarten zu entwicklen. Dafür sind in südlicher und südwestlicher 
Richtung die vorhandenen Gehölzbestände zur besseren Besonnung des Kleingewässers auszulichten. Die 
übrigen Gehölzbestände sind zu erhalten. Die Nutzung der an das Kleingewässer angrenzenden Flächen als 
Lagerfläche ist aufzugeben. Die Flächen sind der Sukzession zu überlassen und dauerhaft nur für Zwecke des 
Naturschutzes zu nutzen.

11.00

Die Campinghäuser sind einem wechselnden Personenkreis zur Verfügung zu stellen. Sie sind nur in Verbindung
mit den Campingplätzen zu erstellen.
Über die Genehmigung  entscheidet die Baugenehmigungsbehörde im  Einvernehmen mir der Gemeinde. 
Eine Befreiung, von Genehmigungsvorbehalten, kann nur erteilt werden, wenn die Voraussetzungen für den 
Genehmigungsvorbehalt entfallen sind.

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGBWasser § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Abwasser

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGBElektrizität § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB
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Sammelsteg

Prüßsee

Sammelsteg

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizu-
halten sind. 
Hier: Waldschutzstreifen
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§ 32 Abs. 5 
Landeswaldgesetz

Tel.: 04104 - 4845  
e-mail: arch.joerg.johannsen@t-online.de

§ 16 Abs. 5 BauNVOAbgrenzung unterschiedlicher Nutzung

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMENACHRICHTLICHE ÜBERNAHME

Gesetzlich geschützter Knick

Gesetzlich geschütztes Biotop

§ 30 BNatSchG i. V. m.
§ 21 LNatSchG

§ 30 BNatSchG i. V. m.
§ 21 LNatSchG

Grenze des Schutzstreifens an Gewässern

BundeswasserstraßeElbe-Lübeck-Kanal §1 Abs. 1 Nr. 1 WaStrG

Maßeinheit

§ 61 BNatSchG i. V. m. 
§ 35 LNatSchG

ÜBERSICHT

STAND: ORIGINALAUSFERTIGUNG

Schutzstreifen an Gewässern
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